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Beschlussempfehlung 

Hannover, den 12.06.2019 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen 

Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes über die Anpassung der Besoldung und der Ver-

sorgungsbezüge in den Jahren 2019 bis 2021 sowie zur Änderung besoldungs- und versor-

gungsrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/3763 

Berichterstattung: Abg. Eike Holsten (CDU) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

 

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen empfiehlt dem Landtag,  

1. den Gesetzentwurf mit den aus der Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen und 

2. die in die Beratungen einbezogene Eingabe 00925 für erledigt zu erklären. 

 

Stefan Wenzel 

Vorsitzender 
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Niedersächsisches Gesetz 

über die Anpassung der Besoldung und der  

Versorgungsbezüge in den Jahren 2019 bis 2021 

sowie zur Änderung besoldungs- und  

versorgungsrechtlicher Vorschriften 

Niedersächsisches Gesetz 

über die Anpassung der Besoldung und der  

Versorgungsbezüge in den Jahren 2019 bis 2021 

sowie zur Änderung besoldungs- und  

versorgungsrechtlicher Vorschriften 

  

Artikel 1 Artikel 1 

Niedersächsisches Besoldungs- und Versorgungs-

anpassungsgesetz 2019/2020/2021  

(NBVAnpG 2019/2020/2021) 

Niedersächsisches Besoldungs- und Versorgungs-

anpassungsgesetz 2019/2020/2021  

(NBVAnpG 2019/2020/2021) 

  

§ 1 § 1 

Geltungsbereich Geltungsbereich 

  

 Dieses Gesetz regelt die Erhöhung der Besoldung 

und der Versorgungsbezüge der Beamtinnen und Beam-

ten des Landes, der Kommunen des Landes sowie der 

sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-

perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts sowie der Richterinnen und Richter des Landes 

mit Wirkung vom 1. März 2019, 1. März 2020 und 

1. März 2021; ausgenommen ist die Entschädigung der 

Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten sowie der ehren-

amtlichen Richterinnen und Richter. 

unverändert 

  

§ 2 § 2 

Erhöhung der Besoldung und der  

Versorgungsbezüge im Jahr 2019 

Erhöhung der Besoldung und der  

Versorgungsbezüge im Jahr 2019 

  

 (1) Um 3,16 Prozent werden mit Wirkung vom 

1. März 2019 erhöht 

 (1) Um 3,16 Prozent werden mit Wirkung vom 

1. März 2019 erhöht 

  

  1. die Grundgehaltssätze nach den Anlagen 5 und 16 

des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes 

(NBesG) vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. 

S. 308; 2017 S. 64), zuletzt geändert durch Arti-

kel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 

(Nds. GVBl. S. 317), mindestens jedoch um einen 

Betrag in Höhe von 100 Euro, 

  1. die Grundgehaltssätze nach den Anlagen 5 und 16 

des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes 

(NBesG) vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. 

S. 308; 2017 S. 64), zuletzt geändert durch Arti-

kel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 

(Nds. GVBl. S. 317; 2019 S. 13), mindestens je-

doch um einen Betrag in Höhe von 100 Euro, 

  

  2. der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhö-

hungsbeträge für die Besoldungsgruppe A 5 nach 

Anlage 7 NBesG, 

  2. unverändert 

  

  3. die Amtszulagen nach Anlage 8 NBesG,   3. unverändert 

  

  4. die allgemeine Stellenzulage nach Anlage 10 

NBesG, 

  4. unverändert 

  

  5. die Beträge der Mehrarbeitsvergütung nach Anla-

ge 13 NBesG, 

  5. unverändert 
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  6. die Ober- und Untergrenzen der Grundgehalts-

spannen des Auslandszuschlags nach Anlage 14 

NBesG, 

  6. unverändert 

  

  7. die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze)   7. unverändert 

  

a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen 

und Besoldungsgruppen der Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer, 

 

  

b) in den Regelungen über künftig wegfallende 

Ämter, 

 

  

  8. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und 

Zuschüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzte 

Sondergrundgehälter und Zuschüsse nach fortgel-

tenden Besoldungsordnungen der Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer, 

  8. unverändert 

  

  9. die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse 

zum Grundgehalt nach den Nummern 1 und 2 und 

die allgemeine Stellenzulage nach Nummer 2 b der 

Vorbemerkungen der Anlage II des Bundesbesol-

dungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 

geltenden Fassung vom 3. Dezember 1998 

(BGBl. I S. 3434), zuletzt geändert durch Artikel 8 

des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I 

S. 3926), 

  9. unverändert 

  

10. die Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfängern zustehenden Zuschläge nach 

den §§ 58 bis 61 des Niedersächsischen Beamten-

versorgungsgesetzes in der Fassung vom 2. April 

2013 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt geändert durch  

Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 

(Nds. GVBl. S. 317; 2019 S. 13), 

10. unverändert 

  

11. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Überleitungszula-

gen nach Artikel 14 § 1 Abs. 1 des Reformgesetzes 

vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), geändert 

durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Februar 

2006 (BGBl. I S. 334), 

11. unverändert 

  

12. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Bemessungs-

grundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädigun-

gen und anderen Bezüge nach Artikel 14 § 5 des 

Reformgesetzes, 

12. unverändert 

  

13. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Ausgleichszulagen 

nach § 13 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 

13. unverändert 
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bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung vom 

6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 12. Juli 

2006 (BGBl. I S. 1466), 

  

14. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Amtszulagen nach 

§ 42 des Bundesbesoldungsgesetzes in der in 

Nummer 13 genannten Fassung, 

14. unverändert 

  

15. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Stellenzulagen 

nach Nummer 27 der Vorbemerkungen der Anla-

ge I des Bundesbesoldungsgesetzes in der in 

Nummer 13 genannten Fassung und nach Num-

mer 6 der Anlage 1 des Niedersächsischen Besol-

dungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2016 

geltenden Fassung vom 7. November 2008 

(Nds. GVBl. S. 334), zuletzt geändert durch Arti-

kel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 

(Nds. GVBl. S. 423), und 

15. unverändert 

  

16. die für Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger maßgeblichen Ausgleichszulagen 

nach Nummer 3 der Vorbemerkungen der Anlage 1 

des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes in der 

in Nummer 15 genannten Fassung. 

16. unverändert 

  

 (2) Um 50 Euro werden mit Wirkung vom 1. März 

2019 die Anwärtergrundbeträge nach Anlage 15 NBesG 

erhöht. 

 (2) unverändert 

  

 (3) 
1
Die Erhöhung nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 9 gilt 

entsprechend für Versorgungsempfängerinnen und Ver-

sorgungsempfänger, deren Versorgungsbezügen eine 

Grundvergütung zugrunde liegt. 
2
Satz 1 gilt für Empfän-

gerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen der 

weggefallenen Besoldungsgruppe A 1 und der ab 

1. März 2019 wegfallenden Besoldungsgruppen A 2 bis 

A 4 entsprechend. 
3
Versorgungsbezüge, deren Berech-

nung ein Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsge-

setz in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung 

nicht zugrunde liegt, werden ab 1. März 2019 um 

3,06 Prozent erhöht, wenn der Versorgungsfall vor dem 

1. Juli 1997 eingetreten ist. 
4
Satz 3 gilt entsprechend für 

 (3) unverändert 

  

1. Hinterbliebene von vor dem 1. Juli 1997 vorhande-

nen Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfängern und 

 

  

2. Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festge-

setzt sind. 
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5
Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp-

fängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt 

der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 zugrunde liegt, ver-

mindert sich das Grundgehalt um 63,12 Euro, wenn ih-

ren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage 

nach Nummer 27 Abs. 1 Buchst. a oder b der Vorbe-

merkungen der Anlage I zum Bundesbesoldungsgesetz 

in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung bei Ein-

tritt in den Ruhestand nicht zugrunde gelegen hat. 

 

  

§ 3 § 3 

Erhöhung der Besoldung und der  

Versorgungsbezüge im Jahr 2020 

Erhöhung der Besoldung und der  

Versorgungsbezüge im Jahr 2020 

  

 (1) 
1
Um 3,2 Prozent werden mit Wirkung vom 

1. März 2020 die sich aus § 2 Abs. 1 ergebenden Bezü-

gebestandteile und die Versorgungsbezüge nach § 2 

Abs. 3 Sätze 1 und 2 erhöht. 
2
Die Versorgungsbezüge, 

die sich aus § 2 Abs. 3 Sätze 3 und 4 ergeben, werden 

ab 1. März 2020 um 3,1 Prozent erhöht. 
3
Das sich aus 

§ 2 Abs. 3 Satz 5 ergebende Grundgehalt vermindert 

sich ab 1. März 2020 um 65,14 Euro. 

unverändert 

  

 (2) Um 50 Euro werden mit Wirkung vom 1. März 

2020 die Anwärtergrundbeträge nach Anlage 15 NBesG 

erhöht. 

 

  

§ 4 § 4 

Erhöhung der Besoldung und der  

Versorgungsbezüge im Jahr 2021 

Erhöhung der Besoldung und der  

Versorgungsbezüge im Jahr 2021 

  
 1

Um 1,4 Prozent werden mit Wirkung vom 1. März 

2021 die sich aus § 2 Abs. 1 ergebenden Bezügebe-

standteile und die Versorgungsbezüge nach § 2 Abs. 3 

Sätze 1 und 2 erhöht. 
2
Die Versorgungsbezüge, die sich 

aus § 2 Abs. 3 Sätze 3 und 4 ergeben, werden ab 

1. März 2021 um 1,3 Prozent erhöht. 
3
Das sich aus § 2 

Abs. 3 Satz 5 ergebende Grundgehalt vermindert sich 

ab 1. März 2021 um 66,05 Euro. 

unverändert 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Besoldungsgesetz vom 

20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64), zu-

letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

18. Dezember 2018 (Nds. GVBl. S. 317), wird wie folgt 

geändert: 

 Das Niedersächsische Besoldungsgesetz vom 

20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64), zu-

letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

18. Dezember 2018 (Nds. GVBl. S. 317; 2019 S. 13), 

wird wie folgt geändert: 

  

1. In § 23 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „A 4“ durch 

die Angabe „A 5“ ersetzt. 

1. unverändert 
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2. In § 47 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „A 2“ durch 

die Angabe „A 5“ ersetzt. 

2. unverändert 

  

3. § 50 Abs. 1 Satz 5 wird gestrichen. 3. unverändert 

  

4. In § 63 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „A 2“ durch 

die Angabe „A 5“ ersetzt. 

4. unverändert 

  

5. Es wird der folgende § 75 angefügt: 5. Es wird der folgende § 75 angefügt: 

  

„§ 75 „§ 75 

Überleitung von Beamtinnen und Beamten  

in Ämtern der Besoldungsgruppe A 4 

Überleitung von Beamtinnen und Beamten  

in Ämtern der Besoldungsgruppe A 4 

  

 Beamtinnen und Beamte, die am [Datum ein-

setzen: Zeitpunkt der Verkündung dieses Geset-

zes] ein Amt der Besoldungsgruppe A 4 innehat-

ten, werden in ein dem bisherigen Amt entspre-

chendes Amt der Besoldungsgruppe A 5 (Anla-

ge 1) übergeleitet.“ 

 Beamtinnen und Beamte, die am 28. Februar 

2019 und darüber hinaus ein Amt der Besol-

dungsgruppe A 4 innehatten, werden in das 

__________ Amt __________ der Besoldungs-

gruppe A 5 (Anlage 1) übergeleitet, dessen Amts-

bezeichnung derjenigen ihres bisherigen Amtes 

entspricht.“ 

  

6. Die Anlage 1 (zu § 5 Abs. 3, §§ 22, 23 Abs. 3, § 24 

Abs. 4 sowie den §§ 37 und 39) wird wie folgt ge-

ändert: 

6. Die Anlage 1 (zu § 5 Abs. 3, §§ 22, 23 Abs. 3, § 24 

Abs. 4 sowie den §§ 37 und 39) wird wie folgt ge-

ändert: 

  
a) Die Besoldungsgruppe A 4 wird mit allen An-

gaben gestrichen. 

a) Die Besoldungsgruppe A 4 wird __________ 

gestrichen. 

  

b) In der Besoldungsgruppe A 5 wird bei den 

Ämtern „Gestütoberwärterin, Gestütoberwär-

ter“ und „Oberamtsmeisterin, Oberamtsmeis-

ter“ die Fußnotenbezeichnung „
3
)“ angefügt. 

b) Die Besoldungsgruppe A 5 wird wie folgt ge-

ändert: 

  

 aa) Bei den Ämtern „Gestütoberwärterin, 

Gestütoberwärter“ und „Oberamtsmeis-

terin, Oberamtsmeister“ wird jeweils die 

Fußnotenbezeichnung „
6
)“ angefügt. 

  

 bb) Nach der Fußnote 5 wird folgende 

Fußnote 6 angefügt: 

  

 „
6) 

Als erstes Einstiegsamt der 

Laufbahngruppe 1 für Beamtin-

nen und Beamte, denen das Amt 

ab dem 1. März 2019 verliehen 

wurde oder wird.“ 

  

c) In der Besoldungsgruppe A 6 wird bei den 

Fußnoten 1 und 4 jeweils die Angabe „A 4 

bis A 6“ durch die Angabe „A 5 und A 6“ er-

setzt. 

c) unverändert 
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d) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt ge-

ändert: 

d) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt ge-

ändert: 

  

aa) Bei dem Amt „Realschullehrerin, Real-

schullehrer“ wird der Funktionszusatz  

„- mit der Lehrbefähigung für das Lehr-

amt an Realschulen bei einer dieser 

Lehrbefähigung entsprechenden Ver-

wendung und bei Wahrnehmung her-

ausgehobener Tätigkeiten -“ durch den 

Funktionszusatz „- bei Wahrnehmung 

herausgehobener Tätigkeiten -
14

)“ er-

setzt. 

aa) Bei dem Amt „Realschullehrerin, Real-

schullehrer“ werden in dem Funktions-

zusatz „- mit der Lehrbefähigung für das 

Lehramt an Realschulen bei einer dieser 

Lehrbefähigung entsprechenden Ver-

wendung und bei Wahrnehmung her-

ausgehobener Tätigkeiten -“ nach dem 

Wort „mit“ die Worte „der Lehrbefähi-

gung für das Lehramt an Haupt- und 

Realschulen oder“ eingefügt und die 

Worte „bei einer dieser Lehrbefähi-

gung entsprechenden Verwendung“ 

gestrichen. 

  

bb) Es wird die folgende Fußnote 14 ange-

fügt: 

bb) wird (hier) gestrichen (jetzt in Doppel-

buchstabe aa) 

  
„
14

) Mit der Lehrbefähigung für das Lehramt 

an Haupt- und Realschulen oder der 

Lehrbefähigung für das Lehramt an 

Realschulen.“ 

 

  

e) Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt ge-

ändert: 

e) Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt ge-

ändert: 

  

 0/aa) Bei dem Amt „Seminarkonrektorin, 

Seminarkonrektor“ wird nach dem 

Wort „Realschulen
2)

“ die Fußnoten-

bezeichnung „
3)

“ durch die Fußnoten-

bezeichnung „
5)

“ ersetzt. 

  

aa) Die Fußnote 3 erhält folgende Fassung: aa) Die Fußnote 3 erhält folgende Fassung: 

  
„
3
) Mit der Lehrbefähigung für das Lehramt 

an Grundschulen, der Lehrbefähigung 

für das Lehramt an Grund- und Haupt-

schulen, der Lehrbefähigung für das 

Lehramt an Haupt- und Realschulen, 

der Lehrbefähigung für das Lehramt an 

Realschulen oder der Lehrbefähigung 

für das Lehramt an Grund-, Haupt- und 

Realschulen.“ 

„
3
) Mit der Lehrbefähigung für das Lehramt 

an Grundschulen, der Lehrbefähigung 

für das Lehramt an Grund- und Haupt-

schulen, der Lehrbefähigung für das 

Lehramt an Haupt- und Realschulen, 

der Lehrbefähigung für das Lehramt an 

Realschulen, der Lehrbefähigung für 

das Lehramt an Grund-, Haupt- und 

Realschulen oder der Lehrbefähigung 

für das Lehramt für Sonderpädago-

gik.“ 

  

bb) In der Fußnote 5 werden die Worte „ein 

entsprechendes Lehramt“ durch die 

Worte „das Lehramt für Sonderpädago-

gik“ ersetzt. 

bb) wird gestrichen 
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f) Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt ge-

ändert: 

f) Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt ge-

ändert: 

  

 0/aa) Bei dem Amt „Seminarrektorin, Se-

minarrektor“ wird nach dem Wort 

„Realschulen“ die Fußnotenbezeich-

nung „
2)

“ durch die Fußnotenbezeich-

nung „
3)

“ ersetzt. 

  

aa) Die Fußnote 2 erhält folgende Fassung: aa) Die Fußnote 2 erhält folgende Fassung: 

  
„
2
) Mit der Lehrbefähigung für das Lehramt 

an Grundschulen, der Lehrbefähigung 

für das Lehramt an Grund- und Haupt-

schulen, der Lehrbefähigung für das 

Lehramt an Haupt- und Realschulen, 

der Lehrbefähigung für das Lehramt an 

Realschulen oder der Lehrbefähigung 

für das Lehramt an Grund-, Haupt- und 

Realschulen.“ 

„
2
) Mit der Lehrbefähigung für das Lehramt 

an Grundschulen, der Lehrbefähigung 

für das Lehramt an Grund- und Haupt-

schulen, der Lehrbefähigung für das 

Lehramt an Haupt- und Realschulen, 

der Lehrbefähigung für das Lehramt an 

Realschulen, der Lehrbefähigung für 

das Lehramt an Grund-, Haupt- und 

Realschulen oder der Lehrbefähigung 

für das Lehramt für Sonderpädago-

gik.“ 

  

bb) In der Fußnote 3 werden die Worte „ein 

entsprechendes Lehramt“ durch die 

Worte „das Lehramt für Sonderpädago-

gik“ ersetzt. 

bb) wird gestrichen 

  

g) Am Ende der Anlage 1 werden bei den künftig 

wegfallenden Ämtern die Ämter der Besol-

dungsgruppe A 2 und die Ämter der Besol-

dungsgruppe A 3 mit allen Angaben gestri-

chen. 

g) __________ Bei den künftig wegfallenden 

Ämtern werden die __________ Besol-

dungsgruppen A 2 und __________ A 3 

__________ gestrichen, in der Besoldungs-

gruppe A 5 die Ämter „Amtsmeisterin, 

Amtsmeister
4)

“, „Gestütwärterin, Gestüt-

wärter
4)

“ und „Hauptaufseherin, Hauptauf-

seher
4)

“ eingefügt und nach der Fußnote 3 

folgende Fußnote 4 angefügt: 

  

 „
4) 

Als erstes Einstiegsamt der Lauf-

bahngruppe 1 für Beamtinnen und 

Beamte, denen das Amt vor dem 

1. März 2019 verliehen wurde.“ 

  

7. In der Anlage 2 (zu § 5 Abs. 3, § 22 Abs. 1, § 24 

Abs. 4 und § 37) wird in der Besoldungsgruppe B 2 

bei dem Amt „Abteilungsdirektorin, Abteilungs-

direktor“ der Funktionszusatz „- als allgemeine Ver-

treterin oder allgemeiner Vertreter der Direktorin 

oder des Direktors der Polizeiakademie Nieder-

sachsen -“ gestrichen. 

7. unverändert 
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8. In der Anlage 6 (zu § 22 Abs. 2 Satz 4) werden in 

der Spalte Grundamtsbezeichnungen die Worte 

„Aufseherin, Aufseher, Oberaufseherin, Oberauf-

seher, Hauptaufseherin, Hauptaufseher“ gestri-

chen. 

8. wird gestrichen 

  

9. Die Anlagen 5, 7, 8, 10, 12, 13, 14, 15, 16 und 17 

erhalten folgende Fassung: 

9. unverändert 
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Artikel 3 Artikel 3 

Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Besoldungsgesetzes 

Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Besoldungsgesetzes 

  

 Die Anlagen 5, 7, 8, 10, 12, 13, 14, 15, 16 und 17 

des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes vom 

20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64), zu-

letzt geändert durch Artikel 2 dieses Gesetzes, erhalten 

folgende Fassung: 

unverändert 
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Artikel 4 Artikel 4 

Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Besoldungsgesetzes 

Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Besoldungsgesetzes 

  

 Die Anlagen 5, 7, 8, 10, 12, 13, 14, 15, 16 und 17 

des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes vom 

20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64), zu-

letzt geändert durch Artikel 3 dieses Gesetzes, erhalten 

folgende Fassung: 

unverändert 
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Artikel 5 Artikel 5 

Änderung des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Beamtenversorgungsgesetz 

in der Fassung vom 2. April 2013 (Nds. GVBl. S. 73), zu-

letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 

18. Dezember 2018 (Nds. GVBl. S. 317; 2019 S. 13), 

wird wie folgt geändert: 

 Das Niedersächsische Beamtenversorgungsgesetz 

in der Fassung vom 2. April 2013 (Nds. GVBl. S. 73), zu-

letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 

18. Dezember 2018 (Nds. GVBl. S. 317; 2019 S. 13), 

wird wie folgt geändert: 

  

  1. § 2 Nr. 7 wird gestrichen.   1. unverändert 

  

  2. In § 5 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Worte 

„in der Besoldungsordnung C“ durch die Worte „in 

der Besoldungsordnung A, C oder R“ ersetzt. 

  2. unverändert 

  

  3. § 16 wird wie folgt geändert:   3. § 16 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Es wird der folgende neue Satz 6 einge-

fügt: 

aa) Es wird der folgende neue Satz 6 einge-

fügt: 

  

„
6
Zeiten nach § 17 Abs. 2 Satz 1 werden 

bei der Berechnung der Zeit nach Satz 5 

auch berücksichtigt, wenn sie ruhegeh-

altfähig sind.“ 

„
6
Bei der Berechnung __________ nach 

Satz 5 werden Zeiten nach § 17 Abs. 2 

Satz 1 auch berücksichtigt, wenn sie 

nach anderen Vorschriften ruhegehalt-

fähig sind.“ 

  

bb) Der bisherige Satz 6 wird Satz 7. bb) unverändert 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

  

aa) In Satz 2 wird die Angabe „A 4“ durch 

die Angabe „A 5“ ersetzt. 

aa) unverändert 

  

bb) Satz 3 wird gestrichen. bb) wird gestrichen 

  

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 und er-

hält folgende Fassung: 

cc) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden 

durch den folgenden neuen Satz 3 er-

setzt: 

  

„
3
Die Sätze 1 und 2 sind in den Fällen 

des Absatzes 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 

nicht anzuwenden.“ 

„
3
Die Sätze 1 und 2 sind in den Fällen 

des Absatzes 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 

nicht anzuwenden.“ 

  

  4. In § 24 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Anga-

be „Sätze 3 und 4“ durch die Angabe „Satz 3“ er-

setzt. 

  4. unverändert 

  

  5. In § 28 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 wird die Anga-

be „Sätze 1, 2 und 4“ gestrichen. 

  5. unverändert 
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  6. § 40 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung:   6. unverändert 

  

„
3
Es darf nicht hinter 75 Prozent der jeweils ruhe-

gehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 

Besoldungsgruppe A 5 zurückbleiben.“ 

 

  

  7. § 60 Abs. 4 erhält folgende Fassung:   7. unverändert 

  

 „(4) § 58 Abs. 7 und 8 gilt entsprechend.“  

  

  8. § 64 wird wie folgt geändert:   8. unverändert 

  

a) In Absatz 2 Satz 1 Nrn. 1 und 3 Buchst. b wird 

jeweils die Angabe „A 4“ durch die Anga-

be „A 5“ ersetzt. 

 

  

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „A 2“ 

durch die Angabe „A 5“ ersetzt. 

 

  

  9. § 66 Abs. 9 wird wie folgt geändert:   9. § 66 Abs. 9 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

  

 0/a) Am Ende der Nummer 2 wird das Komma 

gestrichen. 

  

 0/b) Am Ende der Nummer 3 wird der Punkt 

durch das Wort „sowie“ ersetzt. 

  

a) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt: a) Es wird die folgende Nummer 4 angefügt: 

  

„
3
§ 40 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 und Satz 3 

findet keine Anwendung, wenn der Ruhe-

standsbeginn oder der Todestag der Beamtin 

oder des Beamten nach dem [Datum einset-

zen: Tag nach Verkündung dieses Gesetzes] 

liegt.“ 

„4. wird die Mindestunfallversorgung 

nach § 40 Abs. 3 Sätze 2 ____ und 3 

nicht gewährt, wenn der Ruhestands-

beginn oder der Todestag der Beamtin 

oder des Beamten nach dem [Datum 

einsetzen: Tag nach Verkündung dieses 

Gesetzes] liegt.“ 

  

b) Die bisherigen Sätze 3 bis 7 werden Sätze 4 

bis 8. 

b) wird gestrichen 

  

c) Im neuen Satz 8 werden in Halbsatz 1 die 

Angabe „Satz 3“ durch die Angabe „Satz 4“ 

und in Halbsatz 2 die Angabe „bis 6“ durch 

die Angabe „bis 7“ ersetzt. 

c) wird gestrichen 

  

10. In § 74 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 werden die Worte „in 

den Fällen des § 14 sowie im Rahmen der §§ 58 

bis 61“ gestrichen. 

10. unverändert 

  

11. In § 88 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 16 Abs. 3 

Sätze 1 bis 3“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 3 Sät-

ze 1 und 2“ ersetzt. 

11. In § 88 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 16 Abs. 3 

Sätze 1 bis 3 und“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 3 

Sätze 1 und 2 sowie“ ersetzt. 
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12. In § 89 Abs. 2 wird die Angabe „§ 16 Abs. 3 Sät-

ze 1 bis 3“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 3 Sätze 1 

und 2“ ersetzt. 

12. unverändert 

  

13. Dem § 90 a wird der folgende Absatz 5 angefügt: 13. Dem § 90 a wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

  

 „(5) Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger, für die am 31. Dezember 2016 

nach Artikel 1 § 2 Abs. 2 oder 3 des Haushalts-

strukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 

S. 3091), zuletzt geändert durch Artikel 15 Abs. 81 

des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 

S. 160), § 40 des Bundesbesoldungsgesetzes in 

der am 31. Dezember 1975 geltenden Fassung 

anzuwenden war, erhalten zu ihren ruhegehalt-

fähigen Dienstbezügen den Familienzuschlag der 

Stufe 1.“ 

 „(5) Den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 

der Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger, für die am 31. Dezember 2016 

nach Artikel 1 § 2 Abs. 2 oder 3 des Haushalts-

strukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 

S. 3091), zuletzt geändert durch Artikel 15 Abs. 81 

des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 

S. 160), § 40 des Bundesbesoldungsgesetzes in 

der am 31. Dezember 1975 geltenden Fassung 

anzuwenden war, liegt abweichend von § 57 

Abs. 1 Satz 1 der Familienzuschlag der Stufe 1 

zugrunde.“ 

  

14. Es wird der folgende § 100 angefügt: 14. Es wird der folgende § 100 angefügt: 

  

„§ 100 „§ 100 

Meldung von Dienstunfalldaten an Eurostat Meldung von Dienstunfalldaten an Eurostat 

  

 (1) Die meldepflichtigen Daten über Dienstun-

fälle von Beamtinnen und Beamten im Sinne der 

Verordnung (EU) Nr. 349/2011 der Kommission 

vom 11. April 2011 zur Durchführung der Verord-

nung (EG) Nr. 1338/2008 des Europäischen Par-

laments und des Rates zu Gemeinschaftsstatisti-

ken über öffentliche Gesundheit und über Gesund-

heitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz betref-

fend Statistiken über Arbeitsunfälle (ABl. EU 

Nr. L 97 S. 3) können über die Landesunfallkasse 

weitergemeldet werden. 

 (1) Die nach der Verordnung (EU) 

Nr. 349/2011 der Kommission vom 11. April 2011 

zur Durchführung der Verordnung (EG) 

Nr. 1338/2008 des Europäischen Parlaments und 

des Rates zu Gemeinschaftsstatistiken über öffent-

liche Gesundheit und über Gesundheitsschutz und 

Sicherheit am Arbeitsplatz betreffend Statistiken 

über Arbeitsunfälle (ABl. EU Nr. L 97 S. 3) melde-

pflichtigen Daten über Dienstunfälle von Beamtin-

nen und Beamten werden über die Landesunfall-

kasse ____gemeldet ____. 

  

 (2) Einzelheiten zum Verfahren und zur Kos-

tenerstattung können in einer Verwaltungsverein-

barung geregelt werden.“ 

 (2) wird gestrichen 

  

15. Die Anlage (zu den §§ 58 bis 61) erhält folgende 

Fassung: 

15. unverändert 

  

„Anlage  

(zu den §§ 58 bis 61)  

  

Gültig ab 1. März 2019  

  

Höhe der Zuschläge nach den §§ 58 bis 61  

  

 (1) Der Kindererziehungszuschlag nach § 58 

Abs. 1 beträgt für jeden Monat der Kindererzie-

hungszeit 2,75 Euro. 
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 (2) Der Kindererziehungsergänzungszuschlag 

nach § 58 Abs. 5 beträgt für jeden angefangenen 

Monat, in dem die darin genannten Voraussetzun-

gen erfüllt werden: 

 

  

1. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a

 0,92 Euro, 

 

  

2. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b

 0,70 Euro. 

 

  

 (3) Der Kinderzuschlag nach § 59 beträgt für 

die ersten 36 Monate der Kindererziehungszeit je 

Monat 1,85 Euro, für weitere Monate 0,92 Euro. 

 

  

 (4) 
1
Der Pflegezuschlag nach § 60 Abs. 1 be-

trägt für jeden Kalendermonat der nicht erwerbs-

mäßigen Pflege einer pflegebedürftigen Person 

 

  

1. des Pflegegrades 5 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 

Nr. 5 des Elften Buchs des Sozialgesetzbuchs 

(SGB XI), wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 

SGB XI bezieht:  2,75 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 

SGB XI bezieht:  2,34 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen 

nach § 36 SGB XI bezieht:  1,93 Euro, 

 

  

2. des Pflegegrades 4 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 

Nr. 4 SGB XI, wenn die pflegebedürftige Per-

son 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 

SGB XI bezieht:  1,93 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 

SGB XI bezieht:  1,68 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen 

nach § 36 SGB XI bezieht:  1,35 Euro, 

 

  

3. des Pflegegrades 3 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 

Nr. 3 SGB XI, wenn die pflegebedürftige Per-

son 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 

SGB XI bezieht: 1,19 Euro, 
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b) Kombinationsleistungen nach § 38 

SGB XI bezieht:  1,01 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen 

nach § 36 SGB XI bezieht:  0,84 Euro, 

 

  

4. des Pflegegrades 2 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 

Nr. 2 SGB XI, wenn die pflegebedürftige Per-

son 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 

SGB XI bezieht: 0,74 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 

SGB XI bezieht:  0,63 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen 

nach § 36 SGB XI bezieht:  0,52 Euro. 

 

  
2
Üben mehrere nicht erwerbsmäßig tätige Pflege-

personen die Pflege gemeinsam aus (Mehrfach-

pflege), so sind die Beträge entsprechend dem 

nach § 44 Abs. 1 Satz 3 SGB XI festgestellten an-

teiligen Umfang der jeweiligen Pflegetätigkeit im 

Verhältnis zum Gesamtaufwand je pflegebedürfti-

ger Person aufzuteilen. 
3
Werden mehrere pflege-

bedürftige Personen gepflegt, so ergibt sich die 

Höhe des Pflegezuschlags jeweils nach den Sät-

zen 1 und 2, wobei der Pflegezuschlag je Kalen-

dermonat den Betrag nach Absatz 1 nicht überstei-

gen darf. 

 

  

 (5) Der Kinderpflegeergänzungszuschlag 

nach § 60 Abs. 3 beträgt für jeden Kalendermonat 

der nicht erwerbsmäßigen Pflege die Hälfte der in 

Absatz 4 genannten Beträge, höchstens jedoch 

0,92 Euro.“ 

 

  

  

Artikel 6 Artikel 6 

Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes 

Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes 

  

 Die Anlage (zu den §§ 58 bis 61) des Niedersäch-

sischen Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung 

vom 2. April 2013 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt geändert 

durch Artikel 5 dieses Gesetzes, erhält folgende Fas-

sung: 

unverändert 
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„Anlage  

(zu den §§ 58 bis 61)  

  

Gültig ab 1. März 2020  

  

Höhe der Zuschläge nach den §§ 58 bis 61  

  

 (1) Der Kindererziehungszuschlag nach § 58 

Abs. 1 beträgt für jeden Monat der Kindererziehungszeit 

2,84 Euro. 

 

  

 (2) Der Kindererziehungsergänzungszuschlag nach 

§ 58 Abs. 5 beträgt für jeden angefangenen Monat, in 

dem die darin genannten Voraussetzungen erfüllt wer-

den: 

 

  

1. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a

 0,95 Euro, 

 

  

2. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b

 0,72 Euro. 

 

  

 (3) Der Kinderzuschlag nach § 59 beträgt für die 

ersten 36 Monate der Kindererziehungszeit je Monat 

1,91 Euro, für weitere Monate 0,95 Euro. 

 

  

 (4) 
1
Der Pflegezuschlag nach § 60 Abs. 1 beträgt 

für jeden Kalendermonat der nicht erwerbsmäßigen 

Pflege einer pflegebedürftigen Person 

 

  

1. des Pflegegrades 5 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 5 

des Elften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB XI), 

wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI 

bezieht: 2,84 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

bezieht:  2,41 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen nach 

§ 36 SGB XI bezieht:  1,99 Euro, 

 

  

2. des Pflegegrades 4 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 4 

SGB XI, wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI 

bezieht:  1,99 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

bezieht:  1,73 Euro, 
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c) ausschließlich Pflegesachleistungen nach 

§ 36 SGB XI bezieht:  1,39 Euro, 

 

  

3. des Pflegegrades 3 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 3 

SGB XI, wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI 

bezieht: 1,23 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

bezieht:  1,04 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen nach 

§ 36 SGB XI bezieht:  0,87 Euro, 

 

  

4. des Pflegegrades 2 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 

SGB XI, wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI 

bezieht: 0,76 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

bezieht:  0,65 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen nach 

§ 36 SGB XI bezieht:  0,54 Euro. 

 

  
2
Üben mehrere nicht erwerbsmäßig tätige Pflegeperso-

nen die Pflege gemeinsam aus (Mehrfachpflege), so 

sind die Beträge entsprechend dem nach § 44 Abs. 1 

Satz 3 SGB XI festgestellten anteiligen Umfang der je-

weiligen Pflegetätigkeit im Verhältnis zum Gesamtauf-

wand je pflegebedürftiger Person aufzuteilen. 
3
Werden 

mehrere pflegebedürftige Personen gepflegt, so ergibt 

sich die Höhe des Pflegezuschlags jeweils nach den 

Sätzen 1 und 2, wobei der Pflegezuschlag je Kalender-

monat den Betrag nach Absatz 1 nicht übersteigen darf. 

 

  

 (5) Der Kinderpflegeergänzungszuschlag nach 

§ 60 Abs. 3 beträgt für jeden Kalendermonat der nicht 

erwerbsmäßigen Pflege die Hälfte der in Absatz 4 ge-

nannten Beträge, höchstens jedoch 0,95 Euro.“ 

 

  

  

Artikel 7 Artikel 7 

Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes 

Weitere Änderung des Niedersächsischen  

Beamtenversorgungsgesetzes 

  

 Die Anlage (zu den §§ 58 bis 61) des Niedersäch-

sischen Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung 

vom 2. April 2013 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt geändert 

durch Artikel 6 dieses Gesetzes, erhält folgende Fas-

sung: 

unverändert 
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„Anlage  

(zu den §§ 58 bis 61)  

  

Gültig ab 1. März 2021  

  

Höhe der Zuschläge nach den §§ 58 bis 61  

  

 (1) Der Kindererziehungszuschlag nach § 58 

Abs. 1 beträgt für jeden Monat der Kindererziehungszeit 

2,88 Euro. 

 

  

 (2) Der Kindererziehungsergänzungszuschlag nach 

§ 58 Abs. 5 beträgt für jeden angefangenen Monat, in 

dem die darin genannten Voraussetzungen erfüllt wer-

den: 

 

  

1. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a

 0,96 Euro, 

 

  

2. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b

 0,73 Euro. 

 

  

 (3) Der Kinderzuschlag nach § 59 beträgt für die 

ersten 36 Monate der Kindererziehungszeit je Monat 

1,94 Euro, für weitere Monate 0,96 Euro. 

 

  

 (4) 
1
Der Pflegezuschlag nach § 60 Abs. 1 beträgt 

für jeden Kalendermonat der nicht erwerbsmäßigen 

Pflege einer pflegebedürftigen Person 

 

  

1. des Pflegegrades 5 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 5 

des Elften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB XI), 

wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI 

bezieht:  2,88 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

bezieht:  2,44 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen nach 

§ 36 SGB XI bezieht:  2,02 Euro, 

 

  

2. des Pflegegrades 4 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 4 

SGB XI, wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI 

bezieht:  2,02 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

bezieht:  1,75 Euro, 

 

  



Niedersächsischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/3943 

 

 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/3763 

 

Empfehlungen des Ausschusses für Haushalt und  

Finanzen 

 

 

 

42 

c) ausschließlich Pflegesachleistungen nach 

§ 36 SGB XI bezieht:  1,41 Euro, 

 

  

3. des Pflegegrades 3 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 3 

SGB XI, wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI 

bezieht: 1,25 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

bezieht:  1,05 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen nach 

§ 36 SGB XI bezieht:  0,88 Euro, 

 

  

4. des Pflegegrades 2 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 

SGB XI, wenn die pflegebedürftige Person 

 

  

a) ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI 

bezieht: 0,77 Euro, 

 

  

b) Kombinationsleistungen nach § 38 SGB XI 

bezieht:  0,66 Euro, 

 

  

c) ausschließlich Pflegesachleistungen nach 

§ 36 SGB XI bezieht:  0,55 Euro. 

 

  
2
Üben mehrere nicht erwerbsmäßig tätige Pflegeperso-

nen die Pflege gemeinsam aus (Mehrfachpflege), so 

sind die Beträge entsprechend dem nach § 44 Abs. 1 

Satz 3 SGB XI festgestellten anteiligen Umfang der je-

weiligen Pflegetätigkeit im Verhältnis zum Gesamtauf-

wand je pflegebedürftiger Person aufzuteilen. 
3
Werden 

mehrere pflegebedürftige Personen gepflegt, so ergibt 

sich die Höhe des Pflegezuschlags jeweils nach den 

Sätzen 1 und 2, wobei der Pflegezuschlag je Kalender-

monat den Betrag nach Absatz 1 nicht übersteigen darf. 

 

  

 (5) Der Kinderpflegeergänzungszuschlag nach 

§ 60 Abs. 3 beträgt für jeden Kalendermonat der nicht 

erwerbsmäßigen Pflege die Hälfte der in Absatz 4 ge-

nannten Beträge, höchstens jedoch 0,96 Euro.“ 

 

  

  

Artikel 8 Artikel 8 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

  

 (1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 

2019 in Kraft. 

 (1) unverändert 
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 (2) Abweichend von Absatz 1 treten  (2) Abweichend von Absatz 1 treten 

  

1. Artikel 5 Nr. 2 mit Wirkung vom 1. Dezember 2011, 1. unverändert 

  

 1/1. Artikel 5 Nr. 7 am Tag nach der Verkündung 

dieses Gesetzes, 

  

2. Artikel 5 Nr. 13 mit Wirkung vom 1. Januar 2017, 2. unverändert 

  

3. die Artikel 3 und 6 am 1. März 2020 und 3. unverändert 

  

4. die Artikel 4 und 7 am 1. März 2021 4. unverändert 

  

in Kraft. in Kraft. 

 

(Verteilt am 13.06.2019) 
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